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Einleitung 

Das kürzlich vom Bundestag beschlossene Gesetz zur Stärkung der vertraglichen 
Stellung von Urhebern und ausübenden Künstlern1 sieht als wesentliche Neuerung 
in § 32 Abs. 1 Satz 1 einen Anspruch der Urheber auf die vertraglich vereinbarte 
Vergütung für die Einräumung von Nutzungsrechten und die Erlaubnis zur Werk-
nutzung vor.2 Satz 2 dieser Bestimmung ordnet bei fehlender Vergütungsabrede an, 
daß dann die angemessene Vergütung geschuldet ist, und in Satz 3 ist schließlich 
die Anpassung an nicht angemessene Vergütungsabreden geregelt.3 Der Urheber 
hat hiernach einen Anspruch auf Korrektur der vertraglichen Abrede.4 Zusätzlich 
ist in § 32 a eine weitere Beteiligung des Urhebers vorgesehen. Hat der Urheber ei-
nem anderen ein Nutzungsrecht zu Bedingungen eingeräumt, die dazu führen, daß 
die vereinbarte Gegenleistung unter Berücksichtigung der gesamten Beziehungen 
des Urhebers zu dem anderen in einem auffälligen  Mißverhältnis zu den Erträgen 
und Vorteilen aus der Nutzung des Werkes steht, so ist der andere nach § 32 a auf 
Verlangen des Urhebers verpflichtet,  in eine Änderung des Vertrages einzuwilligen, 
durch die dem Urheber eine den Umständen nach weitere angemessene Beteiligung 
gewährt wird. 5 

1 BGBl. 2002, S. 1155. 
2 Sah der vorangegangene Regierungsentwurf  noch vor, die Pflicht zur angemessenen Ver-

gütung an die jeweiligen Nutzungshandlungen zu knüpfen (vgl. http://www.bmj.bund.de/ggv/ 
urhebver.pdf, Regierungsentwurf  vom 30.05.2001 eines Gesetzes zur Stärkung der vertragli-
chen Stellung von Urhebern und ausübenden Künstlern), war dieses Konzept bei Verwertern 
und Bundesländern auf Kritik gestoßen, die zudem darauf hinwiesen, daß sich aus dem Ne-
beneinander von vertraglichem und gesetzlichem Vergütungsanspruch in der Praxis Probleme 
ergeben könnten. Die neue aufgrund der Beschlußempfehlung und dem Bericht des Rechts-
ausschusses ergangene Konzeption orientiert sich daher stärker an den Nutzungsverträgen und 
sieht bei nicht angemessenen Vergütungsabreden eine Korrektur des Vertrages vor, BT-
Drucks. 14/8058 S. 18. 

3 Zur Bestimmung der Angemessenheit von Vergütungen nach § 32 sollen Vereinigungen 
von Urhebern mit Vereinigungen von Werknutzern oder einzelnen Werknutzern gemeinsame 
Vergütungsregeln aufstellen (§ 36 des Gesetzes zur Stärkung der vertraglichen Stellung von 
Urhebern und ausübenden Künstlern). 

4 Dieser Anspruch auf Korrektur der vertraglichen Abrede soll nach dem Bericht des 
Rechtsausschusses insbesondere bei Dauerschuldverhältnissen Bedeutung erlangen, denn mit 
einem nur auf Zahlung gerichteten Anspruch wäre dem Urheber hier nicht gedient, BT-
Drucks. 14/8058 S. 18. 

5 Weil § 32 anders als im Entwurf nicht an die tatsächliche Nutzung des Werkes anknüpft, 
bedarf  es für Ausnahmefälle eines Faimeßausgleichs, der ex post ein auffälliges  Mißverhältnis 
zwischen den Erträgen oder Vorteilen der Nutzung und der Vergütung korrigiert, vgl. BT-
Drucks. 14/8058 S. 19. 

2 Maracke 

http://www.bmj.bund.de/ggv/
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Diese Neuerungen des Gesetzes zur Stärkung der vertraglichen Stellung von Ur-
hebern und ausübenden Künstlern betreffen  Fragen, die auch bei den Reformarbei-
ten zum heute noch geltenden UrhG von 1965 bereits eine Rolle gespielt hatten. 
Schon zu dieser Zeit war die angemessene Beteiligung der Urheber an der Verwer-
tung ihrer Werke diskutiert worden. In Frage stand u. a. eine allgemeine Regelung, 
die eine laufende Beteiligung des Urhebers zwingend vorsah.6 Vielfach, so die 
amtliche Begründung zum RegE von 1962, würden die Urheber ihre Werke aus 
wirtschaftlicher  Not und rechtlicher Unerfahrenheit  einem anderen gegen eine ge-
ringe Vergütung zur Verwertung überlassen, der dann große Gewinne aus dem 
Werk ziehe. Hier widerspreche es dem Rechtsempfinden, den Urheber von einer 
Beteiligung auszuschließen. Allerdings hielt man es seinerzeit nur dann für berech-
tigt, den Urheber an der Verwertung wirtschaftlich teilnehmen zu lassen, wenn der 
Verwerter aus dem Werk einen unerwartet hohen Gewinn gezogen hatte, der in ei-
nem groben Mißverhältnis zu dem an den Urheber gezahlten Entgelt stand.7 Der 
bislang geltende Nachforderungsanspruch  des §36 UrhG von 1965 (sog. „Bestsel-
lerparagraph") setzte daher ein grobes Mißverhältnis zwischen den Nutzungser-
trägnissen und dem an den Urheber gezahlten Entgelt voraus. Diese Hürde, die 
nach dem bisherigen „Bestsellerparagraphen" (§ 36 a. F.) vor dem Anspruch auf 
Vertragsanpassung aufgestellt war, soll nun deutlich herabgesetzt sein. Statt eines 
groben Mißverhältnisses genügt ein auffälliges  Mißverhältnis. Anders als nach der 
bisherigen Rechtslage liegt ein den Anspruch begründendes auffälliges  Mißver-
hältnis jedenfalls dann vor, wenn die vereinbarte Vergütung um 100% von der an-
gemessenen Beteiligung abweicht.8 Nach Maßgabe der Umstände können aber be-
reits geringere Abweichungen ein auffälliges  Mißverhältnis begründen. Die zum 
Teil heftig geführte Diskussion um den Beteiligungsanspruch des Urhebers inner-
halb des Gesetzes über die Stärkung der vertraglichen Stellung von Urhebern und 
ausübenden Künstlern stellt somit gewissermaßen die Fortsetzung einiger während 
der Arbeiten zum UrhG von 1965 begonnenen Reformbemühungen dar. 

Das UrhG von 1965 löste die beiden nach dem zweiten Weltkrieg weiter gelten-
den Urheberrechtsgesetze, das Gesetz betreffend  das Urheberrecht an Werken der 
Literatur und Tonkunst (LUG) von 1901 und das Gesetz betreffend  das Urheber-
recht an Werken der bildenden Künste und der Fotografie (KUG) von 1907, beide 
zuletzt geändert durch das Gesetz zur Verlängerung der Schutzfristen von 1934, ab. 
Diese ursprüngliche Zweiteilung war lediglich historisch bedingt, sachlich war sie 
nicht veranlaßt.9 Die Regeln, die für die geschützten Werke galten, stimmten in ih-
ren Grundzügen miteinander überein. Auch die völkerrechtlichen Verträge wie die 
Berner Übereinkunft  und das Welturheberrechtsabkommen gehen von einem ein-

6 Vgl. Begründung zum RegE von 1962, BR-Drucks. 1/62, S.57. 
7 Vgl. die Bemerkungen zum MinE S.41. 
8 So die Ausführungen in BT-Drucks. 14/8058 S. 19. 
9 Ulmer,  Urheber- und Verlagsrecht, 1. Auflage, § 1, S. 1. 
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heitlichen Urheberrecht aus.10 Literatur und Kunst sind demnach nicht durch eine 
scharfe Grenzlinie voneinander zu trennen, die beiden Begriffe  umschreiben viel-
mehr den Gesamtbereich, innerhalb dessen die einzelnen, gesetzlich geschützten 
Werkgattungen stehen.11 Zu Recht faßte daher das UrhG von 1965 das gesamte 
Rechtsgebiet des Urheberrechts zusammen. 

Schutzgegenstand des Urheberrechts sind die Interessen der Urheber und ihrer 
Nachfolger,  es sind materielle und ideelle Interessen. Die Reform, die zu dem UrhG 
von 1965 führte, beinhaltete somit die folgenden Schwerpunkte: Neben der Um-
schreibung des Umfangs des Urheberrechts, wobei das Urheberpersönlichkeitsrecht 
und die Verwertungsrechte diskutiert wurden, und einigen Regelungen über den 
Rechtsverkehr in Urheberrechtssachen betreffend  die Einräumung und Übertragung 
von Nutzungsrechten, ging es vor allem um die Schranken des Urheberrechts und 
damit um die Abgrenzung der Interessen der Urheber gegenüber den Interessen der 
Allgemeinheit an einem möglichst ungehinderten Zugang zu den Kulturgütern. 
Weitere Streitpunkte waren die Frage der zeitlichen Begrenzung des Urheberrechts 
in Form einer Schutzfrist  und die damit in Zusammenhang stehende Urhebernach-
folgevergütung sowie die sogenannten verwandten Schutzrechte und das Filmrecht. 

Ausgehend von zwei bislang unveröffentlichten  Arbeitsentwürfen,  die von einer 
innerhalb des BMJ gebildeten Sachverständigenkommission erstellt worden waren, 
führten die Arbeiten zunächst zu einem Referentenentwurf.  Dieser im Jahre 1954 
veröffentlichte  Entwurf wurde nach Kritik eingehend überarbeitet und als Ministe-
rialentwurf  von 1959 in neuer Fassung bekannt gemacht. Im Anschluß an die wei-
tere Diskussion wurde im Dezember 1961 der Regierungsentwurf 12 veröffentlicht, 
zu dem der Bundesrat in der Sitzung vom 02.02.1962 Stellung nahm, nachdem zu-
vor ein im Rechtsausschuß des Bundesrates eingesetzter Unterausschuß den Ent-
wurf  gründlich beraten hatte.13 Am 23.03.1962 legte dann die Bundesregierung den 
Entwurf mit ihrer Stellungnahme zu den Vorschlägen des Bundesrates dem Bundes-
tag vor, der diesen am 06.12.1963 in erster Lesung an den federführenden  Rechts-
ausschuß überwies.14 

10 Die völkerrechtliche Union, die 1886 in Bern gegründet worden war und seit der Berliner 
Revisionskonferenz von 1908 den Namen „Revidierte Berner Übereinkunft"  (RBÜ) führt,  ist 
ein Verband „zum Schutz von Werken der Literatur und Kunst". Das Welturheberrechtsabkom-
men (WUA), das 1952 in Genf mit dem Ziel abgeschlossen worden war, auch im Verhältnis zu 
Staaten, die nicht der Berner Union angehörten, insbesondere den USA, den Urheberrechts-
schutz durch ein multilaterales Abkommen sicherzustellen, dient, wie es in der Präambel und 
in Art. I heißt, dem Schutz der „Werke der Literatur, der Wissenschaft und der Kunst", wobei 
die besondere Erwähnung der Werke der Wissenschaft in der Sache keinen Unterschied bedeu-
tet, vgl. Ulmer,  Urheber- und Verlagsrecht, 1. Auflage, § 1, S. 1. 

11 Zur Vertiefung vgl. Ulmer,  Urheber- und Verlagsrecht, 1. Auflage, § 1, S. 2. 
12 BR-Drucks. 1/62, S. 1-116. 
13 Vgl. Niederschrift  über Sitzung des UA RA Bundesrat  am 16./17.01.1962 und Sitzungs-

bericht über 240. Sitzung des Bundesrates  am 02.02.1962, S. 11C. 
14 100. Sitzung BT 4. Wp. BT-Sten. Ber. Bd. 54, S. 4639 B-4653 B. 
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